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BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Dr. HERZOG uber die Beschwerde des XXXX, StA: Pakistan,
vertreten durch ARGE Rechtsberatung - Diakonie und Volkshilfe, gegen den Bescheid des Bundesamtes fir
Fremdenwesen und Asyl vom 03.10.2016, ZI. XXXX, beschlossen,

A) Der Beschwerde wird stattgegeben und der angefochtene Bescheid
gemal 8§ 27, 28 Abs. 2 VWGVG aufgehoben.

B) Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig.

Text

BEGRUNDUNG:

I. Verfahrensgang

1. Der Beschwerdefiihrer (nachfolgend BF), ein Staatsangehdriger aus Pakistan, stellte am 29.04.2015 einen Antrag auf
Erteilung eines Aufenthaltstitels.

2. Mit dem angefochtenen Bescheid vom 03.10.2016, ZI. 711281700-150429999, wies das Bundesamt fur
Fremdenwesen und Asyl den Antrag des Beschwerdefiihrers auf Erteilung eines Aufenthaltstitels aus Grinden des
Artikel 8 EMRK gemal? § 55 AsylG 2015 ab. Ein Aufenthaltstitel aus bertcksichtigungswiirdigen Grinden wurde gemaR
8 57 AsylG nicht erteilt und gemaR8& 10 Abs. 3 AsylG iVm §& 9 BFA-Verfahrensgesetz gegen ihn eine
Ruckkehrentscheidung gemal § 52 Abs. 3 Fremdenpolizeigesetz erlassen (Spruchpunkt I.). Weiters wurde festgestellt,
dass seine Abschiebung gemaR § 46 FPG nach Pakistan zuldssig sei (Spruchpunkt 11). GemaR § 55 Absatz 1 bis 3 FPG
betrage die Frist fur die freiwillige Ausreise 14 Tage ab Rechtskraft der Rickkehrentscheidung.
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3. Gegen diesen Bescheid richtet sich die fristgerechte Beschwerde. Hinsichtlich des Inhaltes der Beschwerde wird auf
den Akteninhalt (VWGH 16. 12. 1999, 99/20/0524) verwiesen.

4. Mit Schriftsatz vom 10.09.2018 hat der Beschwerdeflihrer mitgeteilt, dass er die Beschwerde gegen den
angefochtenen Bescheid zurlckziehe, da er bereits eine Aufenthaltsbewilligung habe.

5. Hinsichtlich des Verfahrensganges und des Parteivorbringens im Detail wird auf den Akteninhalt verwiesen.
Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1. Sachverhalt und Beweiswurdigung

1.1. Sachverhalt

Der Beschwerdefuhrer reiste illegal in das 6sterreichische Bundesgebiet ein und stellte am 29.04.2015 einen Antrag
auf internationalen Schutz.

Der Beschwerdefuhrer verfugt Uber einen Aufenthaltstitel der MA35 fur Angehdrige eines EWR-BUrgers oder Schweizer
Burgers ausgestellt am 31.07.2017 und gultig bis 31.07.2022.

1.2. Beweiswurdigung

Die Identitat und Nationalitat des Antragstellers konnte durch die Vorlage von geeigneten Dokumenten festgestellt

werden.

Die Feststellungen zur Einreise und zum Aufenthalt in Osterreich ergeben sich aus den Daten der Antragstellung sowie
aus Auszligen aus von osterreichischen Behorden gefuhrten Datenregistern (ZMR, GVS, SC, SA und Fl). Es bestand
daher auch kein Anlass an der Richtigkeit der Auszlige und Auskunfte daraus zu zweifeln.

2. Verfahrensbestimmungen
2.1. Zustandigkeit, Entscheidung durch den Einzelrichter

Gemald § 7 Abs. 1 Z 1 des Bundesgesetzes, mit dem die allgemeinen Bestimmungen Uber das Verfahren vor dem
Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl zur Gewahrung von internationalem Schutz, Erteilung von Aufenthaltstiteln
aus berucksichtigungswirdigen Grinden, Abschiebung, Duldung und zur Erlassung von aufenthaltsbeendenden
MaBnahmen sowie zur Ausstellung von osterreichischen Dokumenten fir Fremde geregelt werden (BFA-
Verfahrensgesetz - BFA-VG), BGBI | 87/2012 idgF entscheidet das Bundesverwaltungsgericht Uber Beschwerden gegen
Bescheide des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl.

Gemall § 6 des Bundesgesetzes  Uber  die  Organisation des Bundesverwaltungsgerichtes
(Bundesverwaltungsgerichtsgesetz - BVwGG), BGBI | 10/2013 entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch
Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.

Gegenstandlich liegt somit mangels anderslautender gesetzlicher Anordnung in den anzuwendenden Gesetzen
Einzelrichterzustandigkeit vor.

2.2. Anzuwendendes Verfahrensrecht

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichts ist durch das Bundesgesetz tiber das
Verfahren der Verwaltungsgerichte (Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwGVG), BGBI. | 33/2013 idFBGBI |
122/2013, geregelt (8 1 leg.cit). GemaR8 58 Abs 2 VwGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

GemalR § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal3 anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

8 1 BFA-VG (Bundesgesetz, mit dem die allgemeinen Bestimmungen Uber das Verfahren vor dem Bundesamt fur
Fremdenwesen und Asyl zur Gewdhrung von internationalem Schutz, Erteilung von Aufenthaltstiteln aus
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bertcksichtigungswurdigen Grinden, Abschiebung, Duldung und zur Erlassung von aufenthaltsbeendenden
MalRnahmen sowie zur Ausstellung von 6sterreichischen Dokumenten fur Fremde geregelt werden, BFA-
Verfahrensgesetz, BFA-VG), BGBI | 87/2012 idFBGBI | 144/2013 bestimmt, dass dieses Bundesgesetz allgemeine
Verfahrensbestimmungen beinhaltet, die fir alle Fremden in einem Verfahren vor dem Bundesamt fir Fremdenwesen
und Asyl, vor Vertretungsbehdrden oder in einem entsprechenden Beschwerdeverfahren vor dem
Bundesverwaltungsgericht gelten. Weitere Verfahrensbestimmungen im AsylG und FPG bleiben unberuhrt.

Gem. 88 16 Abs. 6, 18 Abs. 7 BFA-VG sind flr Beschwerdevorverfahren und Beschwerdeverfahren, die 88 13 Abs. 2 bis 5
und 22 VWGVG nicht anzuwenden.

2.3. Prifungsumfang

Gemal’ § 27 VwGVG hat das Verwaltungsgericht, soweit es nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behdrde
gegeben findet, den angefochtenen Bescheid, die angefochtene Austbung unmittelbarer verwaltungsbehdérdlicher
Befehls- und Zwangsgewalt und die angefochtene Weisung auf Grund der Beschwerde (§ 9 Abs. 1 Z 3 und 4) oder auf
Grund der Erkldrung Uber den Umfang der Anfechtung (8 9 Abs. 3) zu Uberprifen.

Gemall § 28 Absatz 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das
Verfahren einzustellen ist, die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

Gemals § 28 Absatz 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemald Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG dann in
der Sache selbst zu entscheiden, wenn

1. der maRgebliche Sachverhalt feststeht oder

2. die Feststellung des mal3geblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit
gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

Gemall 8 28 Absatz 3 VwWGVG hat das Verwaltungsgericht wenn die Voraussetzungen des Abs. 2 nicht vorliegen, im
Verfahren Uber Beschwerden gemaR Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG in der Sache selbst zu entscheiden, wenn die Behdrde
dem nicht bei der Vorlage der Beschwerde unter Bedachtnahme auf die wesentliche Vereinfachung oder
Beschleunigung des Verfahrens widerspricht. Hat die Behdrde notwendige Ermittlungen des Sachverhalts unterlassen,
so kann das Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid mit Beschluss aufheben und die Angelegenheit zur
Erlassung eines neuen Bescheides an die Behdrde zurlckverweisen. Die Behorde ist hierbei an die rechtliche
Beurteilung gebunden, von welcher das Verwaltungsgericht bei seinem Beschluss ausgegangen ist.

Zu A)

1. Ersatzlose Behebung

§ 52 FPG lautet (Rickkehrentscheidung):

8 52. (1) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen hat das Bundesamt mit

Bescheid eine

Ruckkehrentscheidung zu erlassen, wenn er sich

1. nicht rechtmaRBig im Bundesgebiet aufhalt oder

2. nicht rechtmafig im Bundesgebiet aufgehalten hat und das Ruckkehrentscheidungsverfahren
binnen sechs Wochen ab Ausreise eingeleitet wurde.

(2) Gegen einen Drittstaatsangehorigen hat das Bundesamt unter einem & 10 AsylG 2005) mit
Bescheid eine Rickkehrentscheidung zu erlassen, wenn

1. dessen Antrag auf internationalen Schutz wegen Drittstaatsicherheit zurtickgewiesen wird,
2. dessen Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezlglich der Zuerkennung des Status des
Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten
abgewiesen wird,

3. ihm der Status des Asylberechtigten aberkannt wird, ohne dass es zur Zuerkennung des Status
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des subsidiar Schutzberechtigten kommt oder

4. ihm der Status des subsidiar Schutzberechtigten aberkannt wird und kein Fall der 88 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 AsylG
2005 vorliegt und ihm kein Aufenthaltsrecht nach anderen Bundesgesetzen zukommt. Dies gilt nicht fir beglnstigte
Drittstaatsangehorige.

(3) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen hat das Bundesamt unter einem mit Bescheid eine Rickkehrentscheidung zu
erlassen, wenn dessen Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemald 88 55, 56 oder 57 AsylG 2005 zuruck- oder

abgewiesen wird.

(4) Gegen einen Drittstaatsangehorigen, der sich rechtmalig im Bundesgebiet aufhalt, hat das Bundesamt mit
Bescheid eine Ruckkehrentscheidung zu erlassen, wenn

1. nachtraglich ein Versagungsgrund gemaf3 § 60 AsylG 2005 oder § 11 Abs. 1 und 2 NAG eintritt oder bekannt wird, der
der Erteilung des zuletzt erteilten Aufenthaltstitels, Einreisetitels oder der erlaubten visumfreien Einreise
entgegengestanden ware,

1a. nachtraglich ein Versagungsgrund eintritt oder bekannt wird, der der Erteilung des zuletzt erteilten Einreisetitels
entgegengestanden ware oder eine Voraussetzung gemal3 8 31 Abs. 1 wegfallt, die fir die erlaubte visumfreie Einreise
oder den rechtmaRigen Aufenthalt erforderlich ist,

2. ihm ein Aufenthaltstitel gemal3 8 8 Abs. 1 Z 1 oder 2 NAG8 8 Abs. 1 Z 1, 2 oder 4 NAG erteilt wurde, er der
Arbeitsvermittlung zur Verfligung steht und im ersten Jahr seiner Niederlassung mehr als vier Monate keiner erlaubten
unselbstandigen Erwerbstatigkeit nachgegangen ist,

3. ihm ein Aufenthaltstitel gemaR § 8 Abs. 1 Z 1 oder 2 NAGS 8 Abs. 1 Z 1, 2 oder 4 NAG erteilt wurde, er langer als ein
Jahr aber kiirzer als funf Jahre im Bundesgebiet niedergelassen ist und wahrend der Dauer eines Jahres nahezu

ununterbrochen keiner erlaubten Erwerbstatigkeit nachgegangen ist,
4. der Erteilung eines weiteren Aufenthaltstitels ein Versagungsgrund (8 11 Abs. 1 und 2 NAG) entgegensteht oder

5. das Modul 1 der Integrationsvereinbarung gemdl38 14a NAG aus Grinden, die ausschliel3lich vom
Drittstaatsangehdrigen zu vertreten sind, nicht rechtzeitig erfllt wurde.

Werden der Behdrde nach dem NAG Tatsachen bekannt, die eine Rickkehrentscheidung rechtfertigen, so ist diese
verpflichtet dem Bundesamt diese unter Anschluss der relevanten Unterlagen mitzuteilen. Im Fall des
Verlangerungsverfahrens gemal38 24 NAG hat das Bundesamt nur all jene Umstande zu wdirdigen, die der
Drittstaatsangehorige im Rahmen eines solchen Verfahrens bei der Behdrde nach dem NAG bereits hatte nachweisen

kénnen und mussen.
(5) Gegen einen Drittstaatsangehorigen, der vor Verwirklichung des maf3geblichen Sachverhaltes auf

Dauer rechtmaRig niedergelassen war und Uber einen Aufenthaltstitel "Daueraufenthalt - EU" verflgt, hat das
Bundesamt eine Rickkehrentscheidung zu erlassen, wenn die Voraussetzungen gemal § 53 Abs. 3 die Annahme
rechtfertigen, dass dessen weiterer Aufenthalt eine gegenwartige, hinreichend schwere Gefahr fur die 6ffentliche

Ordnung oder Sicherheit darstellen wirde.

(6) Ist ein nicht rechtmaRig im Bundesgebiet aufhaltiger Drittstaatsangehdriger im Besitz eines Aufenthaltstitels oder
einer sonstigen Aufenthaltsberechtigung eines anderen Mitgliedstaates, hat er sich unverziglich in das Hoheitsgebiet

dieses Staates zu begeben. Dies hat der Drittstaatsangehdrige

nachzuweisen. Kommt er seiner Ausreiseverpflichtung nicht nach oder ist seine sofortige Ausreise aus dem

Bundesgebiet aus Grunden der 6ffentlichen Ordnung oder Sicherheit erforderlich, ist eine
Rickkehrentscheidung gemal Abs. 1 zu erlassen.

(7) Von der Erlassung einer Riickkehrentscheidung gemal Abs. 1 ist abzusehen, wenn ein Fall des 8 45 Abs. 1 vorliegt
und ein Ruckibernahmeabkommen mit jenem Mitgliedstaat besteht, in den der Drittstaatsangehorige

zuruickgeschoben werden soll.

(8) Die Ruckkehrentscheidung wird im Fall des8 16 Abs. 4 BFA-VG oder mit Eintritt der Rechtskraft durchsetzbar und

verpflichtet den Drittstaatsangehdrigen zur unverzuiglichen Ausreise in dessen Herkunftsstaat, ein Transitland gemaR
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unionsrechtlichen oder bilateralen Ruckibernahmeabkommen oder anderen Vereinbarungen oder einen anderen
Drittstaat, sofern ihm eine Frist fur die freiwillige Ausreise nicht eingerdumt wurde. Im Falle einer Beschwerde gegen
eine Ruckkehrentscheidung ist § 28 Abs. 2 Bundesgesetz uUber das Verfahren der Verwaltungsgerichte
(Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwGVG), BGBI. | Nr. 33/2013 auch dann anzuwenden, wenn er sich zum
Zeitpunkt der Beschwerdeentscheidung nicht mehr im Bundesgebiet aufhalt.

(9) Das Bundesamt hat mit einer Ruckkehrentscheidung gleichzeitig festzustellen, dass eine Abschiebung eines
Drittstaatsangehdrigen gemall § 46 in einen oder mehrere bestimmte Staaten zuldssig ist, es sei denn, dass dies aus
vom Drittstaatsangehorigen zu vertretenden Griinden nicht moglich sei.

(10) Die Abschiebung eines Drittstaatsangehérigen gemal § 46 kann auch Uber andere als in Abs. 9
festgestellte Staaten erfolgen.

(11) Der Umstand, dass in einem Verfahren zur Erlassung einer Rickkehrentscheidung deren Unzuldssigkeit gemafi8 9
Abs. 3 BFA-VG festgestellt wurde, hindert nicht daran, im Rahmen eines weiteren Verfahrens zur Erlassung einer
solchen Entscheidung neuerlich eine Abwagung gemal § 9

Abs. 1 BFA-VG vorzunehmen, wenn der Fremde in der Zwischenzeit wieder ein Verhalten gesetzt hat,
das die Erlassung einer Rickkehrentscheidung rechtfertigen wirde.
1.1. Zum gegenstandlichen Verfahren

Dem Beschwerdeflhrer wurde seitens der MA35 mit Datum 31.07.2017 ein Aufenthaltstitel fir Angehorige eines EWR-
Burgers oder Schweizer Burgers nach dem Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz ausgestellt, welcher bis 31.07.2022
gultig ist.

Der Beschwerdefuhrer halt sich sohin seit 31.07.2017 rechtmaBig und legal im Bundesgebiet auf. Das BVwG hat die
Sach- und Rechtslage zum Entscheidungszeitpunkt zu beurteilten und ist daher der BF seit der Erteilung des
Aufenthaltstitels durch den angefochtenen Bescheid in dem ihm durch 8§52 Absatz 2 FPG gewahrleisteten Recht, dass
das BFA gegen einen Drittstaatsangehorigen eine Rickkehrentscheidung nur erlassen duarfe, wenn ihm kein
Aufenthaltsrecht nach anderen Bundesgesetzen zukomme, verletzt.

Der Beschwerde war daher stattzugeben und der angefochtene Bescheid ersatzlos zu beheben.
4. Entfall der mundlichen Verhandlung

Gemal’ § 24 Abs 2 Z 1 VwWGVG kann eine Verhandlung entfallen, wenn der das vorangegangene Verwaltungsverfahren
einleitende Antrag der Partei oder die Beschwerde zurtickzuweisen ist, oder bereits auf Grund der Aktenlage feststeht,
dass der mit Beschwerde angefochtene Bescheid aufzuheben, die angefochtene Auslbung unmittelbarer
verwaltungsbehdordlicher Befehls- und Zwangsgewalt oder die angefochtene Weisung fur rechtswidrig zu erklaren ist.

Aufgrund der Behebungsentscheidung aus den dargestellten Griinden konnte eine Verhandlung gemaf38 24 Abs 2 Z 1
VwGVG entfallen.

Zu B) Zum Ausspruch uber die Unzulassigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs. 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemal3 Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage
abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes noch ist diese Rechtsprechung als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen
Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor. Konkrete Rechtsfragen grundsatzlicher
Bedeutung sind weder in der gegenstandlichen Beschwerde vorgebracht worden, noch im Verfahren vor dem
Bundesverwaltungsgericht hervorgekommen.

Schlagworte

Aufenthaltstitel, Behebung der Entscheidung, ersatzlose Behebung,
gednderte Verhaltnisse, Ruckkehrentscheidung behoben
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